


begünstigte Erwerber zu verkaufen erscheint uns sehr weitgehend und eingreifend in 
unsere Eigentumsrechte. Ergänzend ist derzeit nicht absehbar, ob und wie die 
Förderbestimmungen bei freistehenden Einfamilienhäusern oder Doppelhäusern 
eingehalten werden können. Aus unserer Sicht besteht daher die Gefahr, dass mit einer 
solchen Verpflichtung anschließend keine Entwicklung stattfinden kann, da es keine 
Erwerber für die nicht oder kaum zu erfüllenden Vorgaben gibt. 

 
Wie in dem Ausschuss bereits ausgeführt, greift in dem Plangebiet der 
Baulandbeschluss der Stadt Haan, beschlossen am 02.07.2019 vom Rat der Stadt Haan 
nicht. Der Baulandbeschluss und die darin enthaltene Quote von 30 % geförderten 
Wohnungsbau gilt für Mehrfamilienhäuser ab 10 Wohneinheiten. Nach unserem 
Verständnis hat die Stadt Haan aus nachvollziehbarem Grund diesen Beschluss 
einheitlich für Vorhaben im Stadtgebiet gefasst. Es soll damit im Sinne des 
Gleichbehandlungsgrundsatzes einheitlich verfahren werden. Aus diesem Grunde 
sehen wir in diesem Fall kein einheitliches Vorgehen und keine Gleichbehandlung, 
wenn bei Nicht-Erfüllen der Voraussetzungen hier der Baulandbeschluss mit sogar 
einer noch höheren Quote zur Anwendung kommen kann. 

Wir haben Verständnis dafür, dass geförderter Wohnraum in ausreichender Form im 
Stadtgebiet zur Verfügung gestellt wird. Aus den vorgenannten Gründen ist eine 
praktische und realistische Umsetzung jedoch in diesem Fall nicht gegeben. Auch 
erscheint vor dem Hintergrund des Gleichbehandlungsgrundsatzes diese Forderung 
unangemessen. Wir müssen daher die Anfrage zur Errichtung von gefördertem 
Wohnraum in dem Plangebiet ablehnen. 

 
Mit freundlichen Grüßen 




